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Liebe Leserinnen und Leser, 

der Gesundheitsschutz unserer Bevölkerung und insbesondere der Schutz von Risikogruppen 
genießt nach wie vor oberste Priorität. Gleichzeitig sehen wir aber auch die negativen 
Auswirkungen der Kontaktsperre auf Unternehmen, Arbeitnehmer, Familien, Schulen und 
Vereine. Ich begrüße es, dass Nordrhein-Westfalen mit vorsichtigen Lockerungen des 
öffentlichen Lebens beginnt. Wir brauchen für das Wiederhochfahren unserer Gesellschaft die 
gleiche Geduld und Disziplin wie für das erfolgreiche Senken der Infektionsgeschwindigkeit in 
den vergangenen Wochen. Wenn uns das gelingt, dann glückt uns auch dieser wirtschaftliche 
und soziale Neustart. 

I. Die politische Lage in Deutschland 

Deutschland steht zu seiner Verantwortung. 

Für den sozialen und wirtschaftlichen Neustart in Europa brauchen wir pragmatische, rechtssi-
chere und schnell wirkende Lösungen. Deutschland ist sich seiner Verantwortung für Europa 
bewusst, auch in der Krise. Wir haben wiederholt ausländische Intensiv-Patienten aufgenom-
men und liefern medizinische Hilfsgüter und Beatmungsgeräte an unsere europäischen Partner. 
Auch in „normalen Zeiten“ sind wir solidarisch. Wir schultern ein Viertel des gesamten EU-Bud-
gets und sind u.a. größter Garantie- und Kapitalgeber für die europäischen Rettungsschirme, 
ohne selbst Mittel aus diesen Fonds zu beanspruchen. Diese gelebte Solidarität wird von einer 
breiten Mehrheit der deutschen Bevölkerung getragen. 
  
Wir sind weiteren notwendigen Schritten zur Krisenbewältigung gegenüber aufgeschlossen. So 
konnten im europäischen Haushalt kurzfristig Hilfen in Milliardenhöhe mobilisiert werden. Es 
gibt Vorschläge, die Europäische Investitionsbank mit einem neuen Garantiefonds für kleine und 
mittlere Unternehmen auszustatten. Zusätzlich könnte ein neues europäisches Kurzarbeiter-
geldprogramm Arbeitsplätze in ganz Europa schützen. Schließlich stünde auch der Europäische 
Stabilitätsmechanismus mit vorsorglichen Kreditlinien zur Finanzierung zielgenauer nationaler 
Maßnahmen in besonders betroffenen Mitgliedstaaten bereit. Alle Vorschläge stehen für starke 
europäische Handlungsfähigkeit. Deutschland ist bereit, die notwendigen Grundlagen für eine 
schnelle wirtschaftliche Erholung Europas zu legen – aber immer im Rahmen der geltenden eu-
ropäischen Verträge.  

Wunsch nach Rückkehr zu parlamentarischer Normalität. 

Wir mussten in den vergangenen Wochen schnell und pragmatisch handeln. Die Exekutive stand 
auch medial sehr im Vordergrund, aber das ist kein Dauerzustand. Der Deutsche Bundestag kon-
trolliert die Exekutive und diese Kontrolle nehmen wir auch in historischen Krisenzeiten sehr 
ernst. Der Deutsche Bundestag und die Fraktionen besitzen Vorbildcharakter für die gesamte 
Gesellschaft. Wir werden unsere parlamentarischen Abläufe in dem Maße normalisieren kön-
nen, in dem auch die Gesellschaft insgesamt wieder in den Normalbetrieb kommt. Unser Ziel 
bleibt die möglichst baldige Rückkehr zu unseren bewährten Routinen und Verfahren. 
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II. Die Woche im Parlament  

Entwurf eines Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Veranstal-
tungsvertragsrecht. Aufgrund der Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus und der damit verbunde-
nen Veranstaltungsverbote wurde ein Großteil der geplanten Musik-, Kultur-, Sport- und sonsti-
gen Freizeitveranstaltungen abgesagt. Freizeiteinrichtungen bleiben geschlossen. In diesem 
Zusammenhang diskutieren wir ein Gesetz zur Abmilderung der Folgen in erster Lesung. Um 
Liquiditätsengpässen vorzubeugen, erhalten die Veranstalter das Recht, den Inhabern der Ein-
trittskarten statt der Erstattung des Eintrittspreises einen Gutschein zu übergeben. Der Gut-
schein kann dann entweder für eine Nachholveranstaltung oder eine alternative Veranstaltung 
eingelöst werden. Gleiches gilt bei der Schließung von Freizeiteinrichtung aufgrund der COVID-
19-Pandemie. Der Inhaber des Gutscheins kann jedoch die Auszahlung des Gutscheinwertes ver-
langen, wenn ihm die Annahme des Gutscheins aufgrund seiner persönlichen Lebensverhältnisse 
unzumutbar ist oder wenn der Gutschein nicht bis zum 31. Dezember 2021 eingelöst wird. 

Entwurf eines Gesetzes zur Unterstützung von Wissenschaft und Studierenden aufgrund 
der COVID-19-Pandemie (Wissenschafts- und Studierendenunterstützungsgesetz) Mit diesem 
Gesetzespaket, das wir in erster Lesung beraten, sollen das Wissenschaftszeitvertragsgesetz 
flexibilisiert und weitere Verbesserungen beim BAföG eingeführt werden. Zum einen sollen die 
im Wissenschaftszeitvertragsgesetz festgelegten Höchstbefristungsgrenzen für das wissen-
schaftliche und künstlerische Personal, das sich in der Qualifizierungsphase befindet, vorüber-
gehend um sechs Monate verlängert werden. Für den Fall, dass die COVID-19-Pandemie noch 
längere Zeit andauern sollte, soll das Bundesministerium für Bildung und Forschung ermächtigt 
werden, mit einer Rechtsverordnung die Höchstbefristungsgrenze längstens um weitere sechs 
Monate zu verlängern. Zum anderen sollen BAföG-Leistungen während der Corona-Krise abwei-
chend von der bisherigen Regelung ungekürzt weiter ausgezahlt werden, wenn BAföG-Empfän-
ger in dieser Zeit in systemrelevanten Bereichen arbeiten. Dafür soll das zusätzlich erzielte 
Einkommen komplett von der Anrechnung freigestellt werden. Als systemrelevant gelten Bran-
chen und Berufe, die für das öffentliche Leben, die Sicherheit und die Versorgung der Men-
schen unabdingbar sind. Hierzu zählen neben dem Gesundheitswesen und der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft insbesondere auch die Ordnungs- und Sicherheitsbehörden. Beide Regelungen 
sollen rückwirkend ab dem 1. März 2020 wirksam werden. 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes und anderer 
Gesetze. Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf, den wir in erster Lesung diskutieren, soll das 
Außenwirtschaftsgesetz an die Vorgaben des neuen europarechtlichen Rahmens (EU-Screening-
Verordnung) angepasst werden: Dort geht es um die in mitgliedsstaatlicher Verantwortung lie-
gende Investitionsprüfung. Darüber hinaus wird eine Regelungslücke geschlossen, um die Effek-
tivität der Investitionsprüfung im Hinblick auf rechtliche oder faktische Vollzugshandlungen 
während des Prüfverfahrens abzusichern. Abflüsse von Informationen oder Technologie, die gra-
vierende Folgen für die öffentliche Ordnung und Sicherheit Deutschlands haben können, müs-
sen auch während einer laufenden Erwerbsprüfung zuverlässig verhindert werden können. Die 
Rechtsfolge der schwebenden Unwirksamkeit des Vollzugsgeschäfts soll zusätzlich durch straf-
bewehrte Verbotstatbestände ergänzt werden, um auch faktische Vollzugshandlungen wirksam 
zu unterbinden. Hinzu kommen Änderungen, die sich aus den Erfahrungen der behördlichen 
Prüfpraxis der letzten Jahre ableiten. Im Kern schützen wir damit deutsche Unternehmen bes-
ser vor unberechtigten Übernahmen.  

Entwurf eines Gesetzes für Maßnahmen im Elterngeld aus Anlass der Covid-19-Pandemie. 
Das zur ersten Lesung anstehende Gesetz soll zeitlich befristet helfen, die Situation von Eltern 
aufzufangen, welche die Voraussetzungen für den Elterngeldbezug auf Grund der Corona-Pan-
demie nicht mehr einhalten können. So sollen Eltern, die in systemrelevanten Branchen und 
Berufen arbeiten, ihre Elterngeldmonate aufschieben können. Eltern, die die Elterngeldvarian-
te „Partnerschaftsbonus“ nutzen, sollen ihren Anspruch nicht verlieren, wenn sie mehr oder 
weniger arbeiten als geplant. Schließlich sollen Zeiten mit verringertem Einkommen z. B. auf-
grund des Bezugs von Kurzarbeitergeld das Elterngeld bei künftigen Elterngeldbeziehern nicht 
reduzieren.  
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Entwurf eines Gesetzes zur amtlichen geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermitt-
lung, Sicherung, öffentlichen Bereitstellung und Zurverfügungstellung geologischer Daten 
(Geologiedatengesetz). Mit dem Geologiedatengesetz, das wir in zweiter und dritter Lesung 
beschließen, soll das veraltete Lagerstättengesetz abgelöst werden. Das Gesetz schafft die 
Voraussetzung für die geologische Landesaufnahme sowie für die Sicherung geologischer Daten 
und vereinheitlicht bundesweit die Pflichten zur Übermittlung geologischer Daten. Darüber 
hinaus sind Regelungen zur öffentlichen Bereitstellung geologischer Daten enthalten. Geologi-
sche Daten werden für zahlreiche Aufgaben des Bundes und der Länder benötigt, z. B. für die 
Endlagersuche sowie die nachhaltige Rohstoffversorgung. Das Gesetz schafft deshalb auch die 
Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung geologischer Daten im Rahmen der Standortauswahl 
für ein Endlager für hochradioaktiven Abfall, um die Auswahlentscheidung transparent und 
nachvollziehbar zu machen.  

Gesetzes zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Weiter-
entwicklung der Ausbildungsförderung. Das Gesetz eröffnet insbesondere die Möglichkeit, Be-
triebe und Beschäftigte im Strukturwandel hin zu einer emissionsarmen und digitalen Wirt-
schaft besser zu unterstützen. Das gilt speziell für die Automobilindustrie, aber auch für andere 
Bereiche des verarbeitenden Gewerbes, für den Handel und bei den finanziellen Dienstleistun-
gen. Die arbeitsmarktpolitischen Instrumente zur Weiterbildung und Qualifizierung werden des-
halb fortentwickelt und noch zielgenauer ausgerichtet, um die Menschen rechtzeitig auf die 
sich wandelnde Arbeitswelt vorzubereiten. Daneben enthält das Gesetz unter anderem Rege-
lungen, welche die Ausbildungsförderung weiterentwickeln. Weiter sind mit dem Gesetz zur 
Minderung der Folgen der Corona-Pandemie erforderliche Regelungen verbunden: So wird ins-
besondere die Hinzuverdienstgrenze während des Bezugs von Kurzarbeitergeld angehoben und 
erleichternde Bestimmungen im Betriebsverfassungsgesetz aufgenommen, damit Betriebsräte 
auch per Video- oder Telefonkonferenz tagen können. 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundespersonalvertretungsgesetzes. 
Ohne gesetzgeberische Maßnahmen drohen den Dienststellen des Bundes bei längerer Pandemie 
mit dem Ablauf der Amtszeiten der bestehenden Personalvertretungen sowie der Jugend- und 
Auszubildendenvertretungen personalvertretungslose Zeiten in größerem Umfang und von län-
gerer Dauer. Zur Sicherung der Interessenvertretung der Beschäftigten während der Coronavi-
rus-Epidemie sieht der bis zum Ablauf des 31. März 2021 befristete Gesetzentwurf deshalb fol-
gende Maßnahmen vor: Die jeweils im Amt befindliche Personalvertretung bzw. Jugend- und 
Auszubildendenvertretung führt ggf. die Geschäfte auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Wahl 
der neuen Personalvertretung bzw. Jugend- und Auszubildendenvertretung kommissarisch fort. 
Zur Sicherung der Handlungs- und Beschlussfähigkeit der Personalvertretungen und der Jugend- 
und Auszubildendenvertretungen werden Beschlussfassungen mittels Video- oder Telefonkonfe-
renz ermöglicht. Sprechstunden des Personalrats können mit den Beschäftigten optional als Vi-
deo-Sprechstunden durchgeführt werden 
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